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für eine bessere Republik“
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Es gilt das gesprochene Wort!

Sperrfrist: 6. Januar 2004, 11.00 Uhr

Meine sehr geehrten Damen und Herren,

die Ergebnisse des Vermittlungsausschusses reichen uns nicht!

Damit allein kommt Deutschland nicht voran.

Wer weniger Steuern, weniger Bürokratie, weniger Bund-Länder-Hickhack, weniger Tarifkartellmacht, aber mehr Bildung, mehr Eigenverantwortung, mehr Freiheit, mehr nach innen orientierten Patriotismus - kurz: wer eine neue, eine bessere Republik will, der muss uns unterstützen.

Allein wir Liberalen haben den Mut, mit wirklichen Reformen für eine neue, für eine bessere, für eine freiheitliche, für eine liberale Republik zu kämpfen !

Wir fordern ein höheres Reformtempo !

Wir müssen den Bürgerinnen und Bürgern klar machen, dass die Reformen nicht in erster Linie Opfer bedeuten, sondern in aller erster Linie notwendig sind, um mehr Arbeitsplätze, mehr Freiheit, mehr Wohlstand für alle zu schaffen.

Das Vermittlungsverfahren, diese elend quälenden Debatten zwischen Bund und Ländern in Berlin haben gezeigt, wie mühsam es in Deutschland geworden ist, die politischen Entscheidungen umzusetzen, die unser Land doch so dringend braucht.

Kein Land kann sich bei jedem Reformschritt monatelange Streitereien zwischen Bundesrat und Bundesregierung erlauben.

Deshalb brauchen wir: 

Erstens: Eine wirkliche Reform des Föderalismus !

Die Kompetenzen zwischen Bund, Ländern und Gemeinden müssen klarer geregelt werden.

Heute gleichen sie einem bürokratischen Irrgarten.

Ist es denn wirklich gut, dass jedes Gesetz in Deutschland den Weg vom Parlament über den Bundesrat zum Vermittlungsausschuss und wieder zurück nimmt ?

Diese Vermittlungsverfahren sind die Frucht eines aus den Fugen geratenen Föderalismus.

Die Ministerpräsidenten haben zu viel Macht im Bund und zu wenig Macht in ihren Ländern.

Das Dickicht der föderativen Beziehungen wirft heute nicht nur Fragen der Effizienz und der Kosten, sondern auch der Sicherung der demokratischen Verantwortung auf.

Für den Bürger ist längst nicht mehr klar, wer wofür verantwortlich ist.

Die Länder müssen auf Macht in Berlin verzichten und im Gegenzug von Berlin Macht zurück bekommen, damit sie endlich dort wieder Macht und Verantwortung haben, wo sie sie brauchen: in ihren Ländern !

Dann werden auch die Wahlen in den Ländern wieder ihren jeweils eindeutigen Bezugspunkt haben; Landtagswahlen werden wieder unter landespolitischen Vorzeichen stehen !

Sie sind dann endlich wieder mehr als ein Thermometer für Bundespolitik.

Wir wollen Wettbewerb !

Wir müssen Abschied nehmen von der falschen und für alle Beteiligten schädlichen Nivellierungsideologie !

Bürgern und Politikern muss wieder bewusst gemacht werden, dass Föderalismus nicht Gleichmacherei bedeutet, sondern das Gegenteil davon, nämlich Länderautonomie, Wettbewerb und kulturelle, soziale, ökonomische und politische Vielfalt.

Wir wollen den Wettbewerb um die besten Standortfaktoren, die besten Unternehmen, die besten Universitäten und Schulen und auch den Wettbewerb um die besten Staatsdiener:

Moderne, leistungsorientierte Besoldungsstrukturen auch im öffentlichen Dienst statt Einheitsbrei – ich bin mir sicher, auch das würde für ungeahnten Schwung sorgen.

Wir brauchen zweitens eine Steuerstrukturreform, die diesen Namen auch tatsächlich verdient.

Professor Kirchhoff hat Recht: Unser Steuerrecht verdient den Namen Recht kaum noch !

Lieber Herr Solms, Ihr Steuermodell von 1996 mit den drei Steuersätzen 15, 25 und 35 % ist das überzeugendste, klarste, einfachste und gerechteste, und wir werden alles dafür tun, dass dies zum Durchbruch kommt.

Dann passt die Steuererklärung auf einen Bierdeckel – also gut, nicht gleich übertreiben: auf eine DIN A4 Seite.

Herr Bundeskanzler, lassen Sie es nicht bei bloßen Ankündigungen, sondern machen Sie klar und deutlich, dass Sie dazu bereit sind, zum 1. Januar 2005 ein Drei-Stufen-Steuermodell umzusetzen, das für mehr Gerechtigkeit, für internationale Wettbewerbsfähigkeit, für mehr Geld in den Taschen aller Bürgerinnen und Bürger und damit vor allen Dingen auch für mehr Arbeitsplätze sorgt!

Wenn Ihrem Finanzminister Hans Eichel der Mut dazu fehlt, dann schicken Sie ihn endlich in die Wüste und lassen Sie Leute ran, die dazu in der Lage und willens sind, die Republik nach vorne zu bringen.

Und wenn Sie diese Reform tatsächlich umsetzen, dann werden Sie auch keine Steuerflüchtlinge mehr haben.

Es ist populistischer Unfug und wenig glaubwürdig, wenn Kanzler Schröder über Michael Schuhmacher, Franz Beckenbauer und andere herzieht, die die gesetzlichen Möglichkeiten nutzen und Deutschland aufgrund seiner und Herrn Eichels katastrophalen Steuer- und Finanzpolitik verlassen und der Kanzler dann gleichzeitig jede Gelegenheit nutzt, sich neben Schumi und den Kaiser zu drängen, um ein hübsches Foto abzubekommen.

Das Beschimpfen von Steuerflüchtlingen als „unpatriotisch“ bringt nicht einen einzigen zurück – sehr wohl aber eine Steuerreform, die endlich international wettbewerbsfähig ist, aber genau davon kann doch in Deutschland keine Rede sein !

Also Schluss mit platten populistischen Sprüchen und endlich gehandelt, Herr Bundeskanzler!

Die Bundesregierung übersieht völlig, dass auch andere unser Land immer öfter verlassen:

14 % aller Deutschen, die hier promoviert haben, gehen in die USA.

Knapp jeder Dritte der deutschen Wissenschaftler, die im Ausland lehren und forschen, bleibt dauerhaft dort.

Wer viele Jahrzehnte das Wort „Elite“ verpönt und die Elite selbst verunglimpft hat, braucht sich doch nicht zu wundern:

Deutschland ist unter Rot-Grün ein Auswanderungsland von Eliten geworden !

Rot-Grün arbeitet heftigst daran, diese Auswanderung noch zu beschleunigen und vor allem die Spitzenforschung in Deutschland zu schwächen.

Hier ausgebildete Wissenschaftler zieht es immer öfter in die USA – wegen der besseren Ausstattung und Eliteförderung.

Deutsche Studenten gehen in Rekordzahlen auf englische Universitäten – weil es dort schneller geht !

Genforscher, Chemiker, Biologen, Atomphysiker gehen woanders hin – wegen der Behinderungspolitik durch die grünen Gutmenschen hier !

Obwohl wir sie hier brauchen, obwohl sie hier teuer ausgebildet wurden, bleiben immer mehr von ihnen im Ausland.

Ob die nun wohl auch bald alle geächtet und als „unpatriotisch“ beschimpft werden ?

Anstatt Auslandsdeutsche, die sich an Recht und Gesetz halten, gesellschaftlich zu ächten, sollte der Herr Bundeskanzler dafür sorgen, dass sie zurückkommen.

Das wäre eine patriotische Leistung, Herr Schröder!

Meine sehr geehrten Damen und Herren, 

natürlich brauchen wir eine gesteuerte und geregelte Zuwanderung – kurz: ein Zuwan-derungsbegrenzungs- und steuerungsgesetz, aber vor allem und noch viel mehr brauchen wir die Rückwanderung unserer Eliten.

Die von Kanzler Schröder angekündigte Innovationsoffensive 2004 wird ohne diese Eliten scheitern !

Deshalb müssen Bund und Länder gemeinsam alle denkbaren Anstrengungen unternehmen, um diese jungen Forscherinnen und Forscher wieder für ihre Heimat, wieder für Deutschland zu gewinnen und zur Rückkehr zu bewegen.

Das wird mit guten Worten alleine nicht gelingen.

Das wird vor allem mit dieser Bundesbildungs-ministerin nicht gelingen.

Deswegen: Bulmahn raus und Eliten rein, das ist die Lösung, meine Damen und Herren.

Das Geld für international wettbewerbsfähige Forschungsbedingungen ist da, wenn Struck und Stolpe nicht mehr zig Millionen wie zum Beispiel für die Beratung zur Einführung der LKW-Maut verplempern !

Meine sehr geehrten Damen und Herren, 

solange wir uns ein so kompliziertes Steuerrecht leisten, dass selbst ehrliche Steuerzahler der Gefahr der Kriminalisierung ausgesetzt sind, so lange brauchen wir uns über Steuergestaltung, Steuerhinterziehung, Steuerflüchtlinge, Schwarzarbeit und Einnahmeausfälle nicht den Kopf zu zerbrechen !

Wir brauchen die Befreiung des Steuerbürgers !

Bei gerodetem Steuerdschungel erhielte der Bürger eine Freiheit zurück:

Die Souveränität über sein Einkommen.

Unser Steuerreformmodell ist eine Frage der Freiheit und der Souveränität des Bürgers.

Natürlich geht das einher mit Machteinbußen für die Politik:

Sie könnte nicht mehr ihre Leimruten auslegen, um mit Subventionen einzelne Gruppen zu locken.

Deshalb muss jedem, der für eine wirkliche Steuerstrukturreform ist, klar sein:

Wir brauchen drittens einen radikalen Subventionsabbau.
Nach dem Institut für Weltwirtschaft in Kiel summieren sich die Subventionen bundesweit zu einem Volumen von 156 Mrd. Euro.

Dies entspricht 7,5 % des Bruttoinlandsprodukts und sage und schreibe 35 % des Steuerauf-kommens.

Subventionen sind mit erhöhten Steuerbe-lastungen verbunden, sie sind wettbewerbs-verzerrend, sie greifen lenkend in die Wirtschaft ein und sie degradieren mündige Bürger zu Abhängigen staatlicher Begünstigung.

Bei Kürzungen der Subventionen lassen sich die Einkommenssteuersätze kräftig senken.

Wenn wir die Subventionen innerhalb eines Zeitraumes von 5 Jahren ganz streichen, so können die Einkommenssteuersätze um – so Kiel – fast zwei Drittel verringert werden.

Gebt den Bürgerinnen und Bürgern Entscheidungsfreiheit und den Unternehmen Wettbewerbs- und Chancengleichheit zurück.

Wir wollen ein klares Drei-Stufen-Steuermodell und wir sagen ebenso klar: dann müssen in fünf Jahren sämtliche Subventionen weg.

Ohne Tabu !

Dann gibt es keine Schutzzäune bei Eigenheimzulage, Pendlerpauschale, steuerfreien Zuschlägen auf Nacht- und Feiertagsarbeit und auch nicht mehr bei steuerbegünstigten Parteispenden.

Ja, mein Gott, Subventionsabbau, den keiner merkt, ist keiner !

Hier darf uns der Mut nicht verlassen.

Zumal der Gewinn für alle viel größer ist !

Hier sind wir gefordert.

Hier geht es um Glaubwürdigkeit.

Hier geht es um die Zukunft Deutschlands – und vielleicht auch um unsere eigene.

Keine Subventionen mehr – das bedeutet auch weniger Lobbyisten. Die Zahl der beim Bundestag eingetragenen Lobbyverbände hat eine gigantische Zahl erreicht: 1781 ! 

Jeder Abgeordnete wird von drei Lobbyisten betreut: einer zum Frühstück, einer zum Mittagessen und einer zum Abendessen ! 

Ein Wahnsinn !

Subventionsabbau führt auch zu einem enormen Bürokratieabbau.

Sie müssen sich einmal die Antragsformulare zur Erlangung von Subventionen anschauen. Wahre bürokratische Monster !

3 Beispiele aufführen

Gegen fortgesetzte Gängelung und freiheitsberau-bende Bevormundung brauchen wir 

Viertens: die Abschaffung der Tarifkartelle !

Als die Tarifautonomie erstritten wurde, ging es um den Schutz der Schwachen.

Auch heute geht es um den Schutz der Schwachen.

Das sind vor allem die Arbeitslosen und die von Arbeitslosigkeit Bedrohten. 

Wer angesichts von über 4 Millionen Arbeitslosen behauptet, die Tarifautonomie habe sich bewährt, der lügt, redet zynisch oder kaschiert andere Interessen.

Das eklatante Versagen der Verbände liegt auf der Hand.

Lange genug haben die Tarifparteien Verträge zu Lasten Dritter gemacht: 

Den Schaden der Kartellpolitik tragen die Arbeitslosen, denen der Marktzugang verwehrt wird, weil der fremdbestimmte Preis ihrer Arbeit zu hoch ist.

Den Schaden tragen aber auch die Beitrags- und Steuerzahler, die mit ihren Prämien für die Arbeitslosen- und Rentenversicherung die Opfer des Kartells finanzieren und mit Steuermitteln sogenannte aktive Arbeitsmarktpolitik - aufwändig und ineffizient zugleich – subventionieren.

Deutschland muss aufwachen und handeln !

Die Betriebe, die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter brauchen mehr Freiheiten !

Tarifvertrag hin, Tarifvertrag her:

Wir wollen Bündnisse für Arbeit vor Ort.

Belegschaft, Betriebsrat und Unternehmens-führung müssen auch ohne Einzelgenehmigung durch die Gewerkschaften Ausnahmen vom Flächentarifvertrag beschließen können, wenn durch andere Arbeitszeiten oder durch niedrigere Lohnabschlüsse Arbeitsplätze gehalten oder sogar neue geschaffen werden.

Fair ist, wenn Entscheidungen vor Ort von den direkt Betroffenen selbst zur Sicherung ihrer Arbeitsplätze und zur Sicherung der Ausbildungsplätze ihrer Kinder getroffen werden - unfair ist, wenn gegen solche Mehrheitsentschei-dungen vor Ort ferne Gewerkschaftszentralen zum Schaden aller entscheiden !

Die Zukunft liegt in den Betrieben und nicht in den Gewerkschaftszentralen !

Nicht dadurch drohen neue soziale Härten.

Die brutalste soziale Härte ist Arbeitslosigkeit, weil Arbeit mit der Würde des Menschen zu tun hat !

Menschen werden nicht durch Transferleistungen glücklich, sondern durch das Gefühl, gebraucht zu werden und sinnvolle Dinge zu tun !

Unsere Aufgabe, eine neue, eine bessere Republik zu begründen scheitert, wenn die Wirtschaftsorganisationen ausgespart bleiben.

Deren Zustand ist bestürzend: 

Die Welt der Kammern und Verbände ist so bürokratisiert, so hierarchisch zementiert, so intransparent verkungelt wie die der Gewerkschaften.

Als die IG Metall im vergangenen Jahr den Streik im Osten verlor, da jammerte niemand so herzergreifend über den drohenden Untergang der Gewerkschaft wie die Metallarbeitgeber.

Nur Mut !

Ran an das Tarifkartell !

Oder, verehrte Arbeitgeber in den Verbänden, ist das zu viel verlangt an Sinn für unternehmerische Freiheit ?

Das Tarifkartell in Deutschland lähmt die gesamte Gesellschaft.

Wenn es nicht gelingt, dieses Kartell aufzu-brechen, dann werden wir die notwendige Befreiung, die neue, bessere Republik nicht bekommen.

Vier Arbeitgeberverbände !

Donnerwetter !

Was für ein Beispiel für schlanke Verwaltung und Entbürokratisierung !

Schon die EU-Kommission in Brüssel hat keine Lust, ständig mit vier deutschen Spitzenverbänden zu reden.

Wir haben keine Lust, länger mit anzusehen, wie in den Tarifverhandlungen immer für die verhandelt wird, die schon drin sind, aber nie an die gedacht wird, die draußen sind und auch endlich reinwollen in den Arbeitsmarkt !

Deshalb noch einmal: beendet das Tarifkartell !

Dies würde uns auch fitter machen für den Wettbewerb eines größeren Europas. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, 

die FDP stellte drei Jahrzehnte den Außen- und Europaminister: 

Walter Scheel, Hans-Dietrich Genscher und Klaus Kinkel, den ich hiermit hier sehr herzlich willkom-men heiße und begrüße.

Lieber Klaus Kinkel, Sie und ihre Vorgänger haben bewiesen: 

Wir können Europa besser !

Die europapolitische Bilanz der Bundesregierung dagegen passt zu ihr: sie ist katastrophal !

Herr Schröder, Herr Eichel: 

Der Stabilitätspakt ist doch nicht einfach ein Stück Papier, nicht einfach nur ein Vertrag.

Der Stabilitätspakt war immer verstanden als eine vertrauensbildende Maßnahme.

Vertrauen auf Stabilität !

Gegen dieses Vertrauen haben wir die Währungs-souveränität eingetauscht.

Stabilitätspakt bedeutet: ein Pakt mit jeder Bürgerin, mit jedem Bürger.

Rot-Grün hat diesen Vertrauenspakt einseitig gekündigt !

Rot-Grün hat Vertrauen gebrochen !

Diese rot-grüne Regierung, die so mit dem Vertrauen der Bürgerinnen und Bürger umgeht, muss abgelöst werden !

Wir wollen mehr Demokratie in Europa - wer weiß denn eigentlich heute genau, wer wo in wessen Namen worüber entscheidet ?

Wir wollen ein Europa der Bürger und nicht der Bürokraten, wir wollen ein Europa des Marktes, wir wollen ein Europa der Freiheit.

Ohne ein europäisches Wir-Gefühl, keine überzeugten Europäer.

Ohne überzeugte Europäer kein Europa.

Ohne das Bewußtsein einer gemeinsamen Geschichte kein europäisches Wir-Gefühl: 

Die EU muss der Vertiefung den Vorrang geben vor der Erweiterung, erst recht vor der Erweiterung um die Türkei.

Mit Silvana Koch-Mehrin an der Spitze werden die Liberalen endlich wieder ins europäische Parlament einziehen !

Ich fordere Sie alle dazu auf: 

Machen Sie Europa zu Ihrer ganz persönlichen Angelegenheit ! 

Gehen Sie auf jeden Fall zur Wahl !

Nehmen Sie Europa in Ihre Hände und wählen Sie am 13. Juni Silvana Koch-Mehrin und die FDP !

Meine sehr geehrten Damen und Herren,

gerade angesichts immer größerer Heraus-forderungen auch durch die EU-Erweiterung brauchen wir:

Fünftens: eine Verantwortungsgemeinschaft von Bürger und Staat, eine neue Kultur des inneren Patriotismus.

Die Verantwortungsgemeinschaft von Bürger und Staat ist die bessere Alternative zu dem rot-grünen Weg zu immer mehr Staat und immer stärkerer Entmündigung der Bürger. 

Für Liberale hat der Bürger Vorrang.

Weniger Staat bedeutet für uns Liberale doch nicht weniger, sondern eben mehr Gemeinschaft und damit auch mehr Mitmenschlichkeit ! 

Noch immer wird in Deutschland Solidarität, Verantwortung füreinander viel zu sehr als eine Aufgabe des Staates verstanden und viel zu wenig als Aufgabe einer liberalen Bürgergesellschaft.

Die Verstaatlichung der Verantwortung kostet immer mehr persönliche Freiheit und mitmensch-liche Zuwendung.

Statt Ich-AGs brauchen wir Wir-AGs !

Welche Transferleistungen können privat erbracht werden, ohne dass die öffentlichen Systeme, ohne dass der Staat einspringen muss ?

Vormoderne Forderungen wie Zusammenhalt und Verantwortung für die Nächsten werden in den kommenden Jahren ein Come-back erleben !

Wir brauchen einen neuen, einen nach innen gerichteten Patriotismus. 

Wir brauchen eine neue Verantwortungskultur, in der die Eigenverantwortung für jeden selbst und auch Verantwortung für die Gemeinschaft wieder betont wird. 

Wo Schwache allein gelassen, wo Minderheiten diskriminiert, wo Freiheiten bedroht werden, da darf niemand erst auf den Staat und seine Organe warten müssen.

Hier ist die Verantwortung eines jeden gefordert - die Verantwortung für die Grundwerte dieser Republik !

Freiheit und Verantwortung gehören untrennbar zusammen.

Freiheit schafft Freiraum für Verantwortung.

Das ist so ziemlich das glatte Gegenteil von grüner Zwangbeglückungsideologie.

Die Grünen sind so freiheitlich und so liberal wie die spanische Inquisistion.

Keine Partei übertrifft sie im Verhindern, Regulieren und Bevormunden.

Die Verbotsphantasien grüner Politiker reichen von Billigflugreisen bis zum therapeutischen Klonen.

Tief sitzt ihre Sehnsucht nach „Regeln und noch einmal Regeln“, so Antje Vollmer.

Mit frommer Inbrunst wollen sie das Individuum vor sich selbst schützen. 

Was unterscheidet eigentlich Antje Vollmer, Renate Künast, Bärbel Höhn und Claudia Roth noch von der guten, alten Anstandstante aus dem Kirchenkränzchen ?

In den grünen Ressorts tummeln sich kleingeistige Planwirtschaftler, die ein ganzes Volk mit leeren Blechdosen und Getrennt-Mülltonnen drangsalieren.

Überall hocken die beharrlichen Kämpfer für Homöopathie und gegen Mobilfunk, für Vegetarismus und gegen Umgehungsstraßen.

Freie und verantwortungsbewußte Menschen sind diesen Grünen ein Greuel.

Nicht der Gedanke an Freiheit treibt sie, sondern die Angst davor.

Sie vertrauen den Menschen nicht.

Für Grüne ist die Zukunft kein frei fließender Strom, sondern ein bauamtlich genehmigtes Planschbecken für Nichtschwimmer.

Wir Liberalen setzen auf die Freiheitsliebe, die Verantwortungsbereitschaft und den Gestaltungswillen der Bürgerinnen und Bürger zu ihrem eigenen Wohl und zum Wohle der Gesellschaft.

Lassen Sie uns diese Kräfte der Bürgerinnen und Bürger aktivieren.

Das ist die beste Grundlage für eine bessere, für eine neue Republik.

Dazu aber muss die Politik auch wieder

Sechstens: Glaubwürdigkeit und Vertrauen zurück gewinnen.

Vertrauen gewinnt, wer nicht nur Kürzungen bei anderen fordert, sondern bei sich selbst Privilegien abbaut:

Ein Abbau der Überversorgung von Politikern nach dem Ausscheiden aus dem Amt würde Vertrauen schaffen.

Die FDP tritt für ein privatwirtschaftliches Ver-sicherungsmodell ein, das es den Abgeordneten ermöglicht, sich eigenverantwortlich, so wie jeder andere auch, um ihre Altersversorgung zu kümmern.

Abgeordnete sollen sich in Zukunft, wie andere Bürger auch, mit eigenen Beiträgen für ihr Alter absichern.

Vertrauen gewinnt, wer Drohbegriffe unterlässt:

Kopfpauschale !

Was für ein Wort !

Viele Bürger empfinden alleine schon diesen Begriff als eine ungeheure Bedrohung - fast so schlimm, wie wenn Dieter Bohlen auch noch ein drittes Buch ankündigen würde und Deutschland noch weitere fünf Jahre den Superstar sucht !

Rot-Grün zerstört Glaubwürdigkeit und Vertrauen gleichermaßen: 

- der Transrapid darf bei uns nicht schweben - wird aber exportiert,

- die Hanauer Nuklearfabrik ging nie in Betrieb, die rot-grüne Bundesregierung feiert mit Sekt und Häppchen das Abschalten deutscher Atomkraftwerke - und lässt alte Plutoniumtechnik ausgerechnet an die Atommacht China ver-scherbeln,

- Stammzellen dürfen zwar importiert, aber bei uns nicht hergestellt werden,

- in Brüssel werden die Treueschwüre für einen stabilen Euro mal eben flott einkassiert, obwohl die Deutschen sie am lautesten ausgestoßen haben.

Diese rot-grüne Politik ist so zuverlässig wie der Wetterbericht und so berechenbar wie Faber-Lotto.

Vertrauen gewinnt, wer sich dazu verpflichtet, für jedes neue Gesetz zwei alte abzuschaffen: zum Beispiel das Hochschulrahmengesetz und das Ladenschlussgesetz.

Vertrauen gewinnt, wer ein Wirtschaftsklima schafft, in dem es sich mehr lohnt, ehrlich zu arbeiten als schwarz zu arbeiten und in dem es sich mehr lohnt, Werte zu schaffen als Steuerschlupflöcher zu suchen oder Subventionen abzugreifen. 

Vertrauen gewinnt, wer Wahltermine bündelt und dadurch Zeit für Wahlkämpfe einspart, aber wichtige Zeit zum Handeln gewinnt.

Vertrauen gewinnt, wer in den Parlamenten diskutiert und entscheidet und nicht über die Zukunft unseres Landes in Regierungs-kommissionen und Talkshows diskutiert. 

Vertrauen und Glaubwürdigkeit gewinnt der zurück, der Zeichen setzt: 

In den deutschen Parlamenten sitzen im Verhältnis zu ihrem Anteil an der Bevölkerung zu viele Beamte.

Mit Freistellungen für den Wahlkampf, dem uneingeschränkten Rückkehrrecht und Beförderungen während der Abgeordnetenzeit sind sie gegenüber Arbeitnehmern, Angestellten und Selbständigen stark bevorteilt.

Diese Privilegien müssen abgebaut werden !

Das geht auch ganz ohne Gesetz, aus freien Stücken !

Fair ist, wenn auch bei Abgeordneten des Bundes und der Landtage vergleichbare Lebenschancen- und -risiken sowohl bezüglich der Zeit der Mandatsausübung als auch und vor allem bezüglich der Zeit danach bestehen.

Unfair ist, wenn Handwerker, Freiberufler und Mittelständler ohne steigende Rentenanwart-schaften und ohne sicheren Rückfahrschein gegenüber Beamten mit sicherem Rückfahrticket und ohne jedes Risiko benachteiligt sind.

Für Fairness, für gleiche Chancen, für gleiches Risiko, gegen sichere Rückfahrtickets, gegen zu viele Staatsdiener in den Parlamenten:

Verehrte Kolleginnen und Kollegen in allen deutschen Parlamenten auf Landes- und Bundesebene: 

Gebt Euren Beamtenstatus auf !

Meine sehr geehrten Damen und Herren,

Aufgaben, Themen genug für Liberale.

Es lohnt sich, für diese neue, für diese bessere Republik zu streiten.

Ich bitte Sie um Ihre Unterstützung.

Besten Dank für Ihre Aufmerksamkeit.

